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Rüstungsindustrie

Rheinmetall buhlte
um Kasachstan
Der Rüstungskonzern Rhein-
metall hat sich intensiv be-
müht, mit der Regierung von
Kasachstan ins Geschäft zu
kommen – ungeachtet der
dortigen Menschenrechtsver-
letzungen. Das geht aus ei-
nem Schreiben der Firma an
Premierminister Karim Mas-
simow aus dem Juli 2011 her-
vor. Darin werben zwei „Vice
Presidents“ der Rüstungs-
schmiede um Unterstützung
bei mehreren Vorhaben des
Konzerns in dem zentralasia-
tischen Land. Neben „kom-
pletten Entsorgungsanlagen“
für konventionelle Munition
seien auch „die Konzeption
und Lieferung von komplet-
ten Gefechtsübungszentren“
und die Lieferung von Mili-
tärfahrzeugen „Schwerpunk-

te unserer Aktivitäten in der
Republik Kasachstan“. Ins -
gesamt ging es um Projekte
im dreistelligen Millionen -
bereich. Um die geplanten Ge-
schäfte mit der kasachischen
Führung in Gang zu bringen,
bediente sich Rheinmetall
mittelbar einer Wiener An-
waltskanzlei mit besten Kon-
takten zu Premierminister
Massimow und dem umstrit-
tenen Präsidenten Nursultan

Nasarbajew. Als im Sommer
2011 nur noch die Unter-
schrift des kasachischen Ver-
teidigungsministers unter das
80-Millionen-Euro-Projekt
der Munitionsentsorgungsan-
lage fehlte, sollte die Wiener
Kanzlei für Rheinmetall ei-
nen Termin mit dem Minister
organisieren. Bei Rhein -
metall herrschte die Angst,
die Kasachen könnten in letz-
ter Minute noch abspringen.

„Wir glauben, dass interne
Kompetenzprobleme dazu
führen, dass bis heute keine
eindeutige Entscheidung
 getroffen werden konnte“,
schrieb damals ein aufgereg-
ter Rüstungsmanager nach
Wien – und setzte auf den
engen Draht der Kanzlei
zum Präsidenten. „Eine Vor-
gabe durch Nasarbajew wür-
de das Problem lösen.“ Heu-
te will man bei Rheinmetall
von der damaligen Geschäfts-
anbahnung nichts wissen.
Die Einbindung der Wiener
Kanzlei sei „nicht bekannt“.
Einen Vertrag mit Kasach -
stan zum Bau einer Muni -
tionsentsorgungsanlage gebe
es nicht. Es treffe allerdings
zu, dass „Kasachstan ein
 potenzieller Markt ist“. Zu
konkreten Projekten wolle
man sich „aus Wettbewerbs-
gründen“ aber nicht äußern,
heißt es in Düsseldorf. js

Im Bundeswirtschaftsministerium wächst offenbar die Sorge,
dass die EU-Kommission die geplante Subvention von Braun-
kohlekraftwerken kippen könnte. Das Ministerium von Sig-
mar Gabriel (SPD) will eine Reihe von Meilern vom Markt
nehmen und nur noch bei Engpässen einsetzen. Als Entschä -
digung sollen die Energiekonzerne RWE, Vattenfall und
 Mibrag mehrere Hundert Millionen Euro pro Jahr aus einem
Zuschlag auf den Strompreis erhalten. Ging die Regierung
noch vor Kurzem davon aus, dass es sich hierbei um eine

rechtmäßige Beihilfe handelt, so gibt sie nun zu, dass dies
 derzeit „geprüft“ und „mit der EU-Kommission erörtert“
 werde. So heißt es in einer Antwort auf eine parlamentarische
Anfrage der Grünen. Die Wissenschaftlichen Dienste des
 Bundestages hatten kürzlich schwere Bedenken zur EU-
Rechtskonformität erhoben (SPIEGEL 34/2015). „Die Regie-
rung scheint nun selber nicht mehr von der Rechtmäßigkeit
der Kohlereserve überzeugt zu sein“, sagt der Energieexperte
der Grünen, Oliver Krischer. gt

Braunkohletagebau bei Grevenbroich, Nordrhein-Westfalen
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Unheil aus Brüssel?
Wirtschaftsministerium prüft EU-Rechtmäßigkeit des Kohleplans

Präsidentenkult in einem Museum im kasachischen Almaty


